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Die Entwicklung in Frankreich wurde 1986 weniger durch die Europapolitik als
durch die Innenpolitik bestimmt, wenn auch im zuerst genannten Bereich bemer-
kenswerte Entwicklungen stattfanden.

Das entscheidende Element war der Sieg der Rechten (55%) über die Linke
(45%) bei den Parlamentswahlen am 16. März 1986. Das Ergebnis zwang den
Staatspräsidenten, den Sozialisten Francois Mitterrand, der 1981 für eine sieben-
jährige Amtszeit gewählt worden war, sich mit dieser neuen Mehrheit und vor al-
lem mit Jacques Chirac, den Präsidenten der neogaullistischen Sammlungsbewe-
gung RPR und Führer der stärksten Mehrheitsgruppiemng, zu verständigen. Es
kam zur sogenannten „Cohabitation". Die Verfassung der Fünften Republik
räumt dem Staatspräsidenten weitgehende Machtbefugnisse ein (Art. 5 bis 19).
Lediglich drei Artikel (20 bis 23) sind der Regierung gewidmet. Sie geben ihr
aber durchaus beachtliche Zuständigkeiten. Gemäß Artikel 20 bestimmt und lei-
tet sie die Politik der Nation. Sie verfügt über die Verwaltung und die Streitkräf-
te. Nach der Ernennung am 20. März begann die Regierung sofort mit der Ver-
wirklichung ihres weitgesteckten Programms innerer Reformen. Sie rief aber
auch Streiks bei den Studenten und Eisenbahnern hervor. Ihre Aktivitäten im
Bereich der Europapolitik spielten dagegen nur eine begrenzte Rolle1.

Die Bilanz der Regierung Fabius

Vor dem Machtwechsel zog der Chef der zweiten Regierung unter Staatspräsi-
dent Francois Mitterrand, Laurent Fabius (Sozialistische Partei), eine positive
Bilanz der Außenpolitik seiner Amtszeit und der Linksregierung seit 1981 im all-
gemeinen: „In allen Kontinenten und in allen internationalen Gremien wird die
Stimme Frankreichs gehört und respektiert". Er stellte fest, daß Europa 1981
blockiert war, aber seit damals dank entschlossener Schritte Frankreichs einen
neuen Aufschwung genommen hatte. „Die Schaffung des großen Marktes von
270 Millionen Einwohnern, die Nutzung der brachliegenden Fähigkeiten der
größten Handelsmacht der Welt, die Mobilisierung ihrer Kompetenzen und ihrer
Intelligenz im Rahmen eines politischen Projektes mit dem Ziel, die Bürger Eu-
ropas in die Lage zu versetzen, ihre Kultur und Zivilisation zu verteidigen: dies
sind die großen Vorhaben Frankreichs seit 1981". Diese Ziele wurden verwirk-

Übersetzung aus dem Französischen von Andreas Meusch, Institut für Politikwissenschaft der Uni-
versität Mainz.
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licht durch die Aufhebung der Blockaden, die das Funktionieren Europas paraly-
sierten (Modernisierung der gemeinsamen Agrarpolitik, Bereinigung des Haus-
haltsdefizits, ein neuer Aufschwung für ein politisches Europa und das Europa
der Bürger). Die Regierung Fabius rechnete die Erweiterung des Europas der
Zehn um Spanien und Portugal zu ihren Aktivposten, wodurch Frankreich zum
Herzstück des neuen Europas der Zwölf und seiner 320 Millionen Einwohner
wurde. Frankreich habe mit dem Projekt EUREKA dem Europa der Technolo-
gie zu einem Neuanfang verholfen und mit dazu beigetragen, die Umweltpolitik
zu einer der Schwerpunkte der Gemeinschaftsaktivitäten zu machen2.

Die Position der Parteien der neuen Mehrheit (RPR/UDF)
In ihrem Wahlprogramm „Die Erneuerung. Pakt der RPR für Frankreich" for-
mulierten die politischen Freunde Jacques Chiracs eine differenzierte Bilanz der
Gemeinschaft und der zu treffenden Maßnahmen3. Das Programm enthielt im
Detail die zentralen Fragestellungen:
- Vertiefung der Zollunion mit Blick auf die Konsolidierung eines wirklichen

freien Marktes;
- Bewahrung der Prinzipien der gemeinsamen Agrarpolitik, ohne die notwendi-

gen Anpassungen auszuschließen;
- Aufrechterhaltung und Anpassung der Mechanismen der Eigenmittel der Ge-

meinschaft;
- Liberalisierung des Kapitalverkehrs;
- Annäherung der Wirtschaftspolitiken;
- Stärkung des Europäischen Währungssystems durch Ausweitung der Rolle des

ECU;
- industrielle Zusammenarbeit in den Bereichen Modernisierung, Forschung,

Weltraumpolitik sowie der Informations- und Kommunikationstechnologien;
- Harmonisierung der Gesetzgebung, der Niederlassungs- und Dienstleistungs-

freiheit, der Äquivalenz der Diplome und der Regeln zur Öffnung der Märkte
des öffentlichen Sektors in den einzelnen Staaten.
Außerdem wird für den Ausbau der Konzertierung der Außenpolitiken sowie

eine Verbesserung der Funktionsfähigkeit der europäischen Institutionen plä-
diert; die Idee eines „Europa ä la carte" wird zurückgewiesen. Obwohl „vom
Grundsatz her" wünschenswert, bringe die Erweiterung der Gemeinschaft um
Spanien und Portugal auch Gefahren für den inneren Zusammenhalt der Ge-
meinschaft mit sich. Es sei notwendig, die Durchführungsbestimmungen des Er-
weiterungsvertrags einer erneuten Überprüfung zu unterziehen. Darüber hinaus
solle die Gemeinschaft die privilegierten Beziehungen, die sie zu den Entwick-
lungsländern, vor allem in Afrika und im Mittelmeerraum unterhält, konsolidie-
ren und ausbauen. Die deutsch-französische Zusammenarbeit „muß ein Eckpfei-
ler bleiben". Das Programm der RPR fordert die Europäer auf, sich der Werte
der gemeinsamen Zivilisation verstärkt bewußt zu werden, um in der Welt einen
spezifisch europäischen Einfluß auszuüben.
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In der „gemeinsamen Regierungsplattform", die am 16. Januar 1986 durch
RPR und UDF (Union für die Französische Demokratie) unterzeichnet worden
war, ist die Passage über Europa knapp und wenig konkret4. Die Einheitliche Eu-
ropäische Akte und die Erweiterung der Gemeinschaft werden nicht einmal er-
wähnt, um nicht die Aufmerksamkeit auf mögliche Differenzen zu lenken.

Im Laufe des Wahlkampfs zeichneten sich zwei Visionen des gemeinsamen Eu-
ropa ab. Da gab es auf der einen Seite die Optimisten, die der Auffassung waren,
daß die Frage der Erweiterung der Gemeinschaft geregelt sei, die Europäische
Union ihrer Verwirklichung entgegengeht, die Kontroversen über den britischen
Haushaltsbeitrag der Vergangenheit angehörten, die Abschaffung des Wäh-
rungsausgleichs zugestanden sei, die Europäische Politische Zusammenarbeit
funktioniere, das Abkommen von Lome erneuert sei und das Europa der Tech-
nologie mit Eureka Gestalt anzunehmen beginne. Die Pessimisten unterstrichen
im Gegensatz dazu, daß im Grunde nichts gelöst ist und die wirklichen Schwierig-
keiten mit der Süderweiterung erst anfangen. Die Krise ist unausweichlich, weil
die neuen Haushaltsmittel schnell aufgebraucht sein werden und die gemeinsame
Agrarpolitik nicht mehr finanzierbar ist. Die deutsche Bundesbank widersetze
sich der Ausweitung der Nutzungsmöglichkeiten für den ECU und zu viele nicht-
tarifäre Handelshemmnisse stünden der Verwirklichung der Europäischen Union
entgegen. Die Mehrheitsabstimmung im Ministerrat sei nicht zur Praxis gewor-
den und Eureka habe lediglich eine Wiederaufnahme bereits bestehender Pro-
jekte bewirkt.

Minister und Regierungsprogramm

Die Pessimisten sahen sich in ihrer Befürchtung durch die Ernennung des neuen
Außenministers bestätigt, Jean-Bernard Raimond, einem ausgezeichneten
Karrierediplomat, der als Botschafter in Moskau kaum mit der Komplexität der
Gemeinschaftsfragen vertraut war. Das Fehlen eines Kabinettsmitglieds für eu-
ropäische Angelegenheiten wurde als Fehler eingeschätzt. Bernard Bosson, 38
Jahre, Mitglied des kleinen Koalitionspartners CDS (Zentrum der Sozialdemo-
kraten), Rechtsanwalt sowie Bürgermeister und Abgeordneter von Annecy wur-
de erst am 19. August zum delegierten Minister für europäische Angelegenheiten
ernannt. Mit ihm hat Frankreich einen entschiedenen Verteidiger der europä-
ischen Einheit gefunden. Die Ernennung von Frangois Guillaume, Präsident des
wichtigsten Bauernverbandes (FNSEA), bringt die Bedeutung, die die Regie-
rung Chirac den Agrarproblemen beimißt, zum Ausdruck. Der wichtigste Mini-
ster der Regierung ist aber Edouard Balladur (RPR); sein Geschäftsbereich sind
Wirtschaft, Finanzen und die Privatisierung. Wie Jacques Chirac und Jean-Ber-
nard Raimond war er enger Vertrauer von Georges Pompidou5.

Das Regierungsprogramrn Jacques Chiracs, das der Nationalversammlung am
9. April 1986 vorgelegt wurde, setzte den Akzent auf die geplanten Reformen im
sozio-ökonomischen Bereich und der Innenpolitik6. Das Bemühen um Kontinui-
tät kennzeichnete die Passage über Außenpolitik. ,,Es geht vor allem darum, un-
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sere Unabhängigkeit im Rahmen unserer Allianzen, die frei gewählt sind und
treu eingehalten werden, zu bewahren". Ganz besondere Aufmerksamkeit wur-
de den Problemen der Landwirtschaft beigemessen: „Frankreich als erste Agrar-
macht der Gemeinschaft und zweitgrößter Exporteur landwirtschaftlicher Pro-
dukte der Welt besitzt einen wichtigen Trumpf, den die Regierung gezielt zur
Führung der Schlacht um die Wiederankurbelung der Wirtschaft einsetzen will".
Jacques Chirac sprach sich für die Erneuerung der gemeinsamen Agrarpolitik
und die Rückkehr zur strikten Anwendung ihrer Grundprinzipien aus. Die Ge-
meinschaft dürfe nicht ihr ursprüngliches Ziel aus den Augen verlieren: den fran-
zösischen Landwirten ein angemessenes Lebensniveau zu sichern. Es sei notwen-
dig, einen größeren Fluß des gemeinschaftsinternen Handelsaustauschs zu ge-
währleisten und die Rolle Europas als Exporteur auf den Weltmärkten zu fe-
stigen. Der Abschnitt, der sich mit der Europäischen Gemeinschaft beschäftigt,
bleibt im Allgemeinen und bringt mehr den Willen zum Ausdruck, die von den
vorangegangenen Regierungen verfolgte Politik weiterzuführen als zu erneuern.
Zwei Gründe mögen Jacques Chirac zu dieser Einstellung bewogen haben: der
Umfang seines innenpolitischen Programmes läßt ihm kaum Zeit, um für Europa
nach neuen Wegen zu suchen und zweifellos kam es ihm auch darauf an, mit dem
Staatspräsidenten nicht durch Initiativen auf dem Gebiet der Außenpolitik zu-
sammenzustoßen.

Die Einheitliche Europäische Akte

Das wichtigste europapolitische Vorhaben der Regierung Chirac war 1986 die
Ratifizierung der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) durch die National-
versammlung am 21. November 1986 nach internen Auseinandersetzungen in der
RPR und unter den Regierungsparteien. Der Widerstand wurde vor allem vom
ehemaligen Premierminister General de Gaulles, Michel Debre, Abgeordneter
der RPR, angeführt, der sich gegen den von ihm so apostrophierten Tritt auf das
Gaspedal in Richtung auf Supranationalität aussprach. Er schlug vor, einen Un-
zulässigkeitsantrag zur Ratifikationsvorlage in der Nationalversammlung einzu-
bringen. Sein Fraktionskollege und ehemaliger Justizminister Jean Foyer hatte
die Anrufung des Verfassungsrates ins Auge gefaßt. Angesichts dieser Opposi-
tion erwog Jacques Chirac, die Lesung der unangenehmen Vorlage bis zum Ende
der Sitzungsperiode des Parlaments zu verschieben. Aber das Zentrum der So-
zialdemokraten, das das Erbe des großen Europäers Robert Schuman pflegt, be-
stand darauf, die EEA so schnell wie möglich auf die Tagesordnung der Natio-
nalversammlung zu setzen. Der festgesetzte Zeitpunkt war schließlich der 20.
November.

Der Widerstand bei den Gegnern der Supranationalität wuchs. Der General-
sekretär der RPR, Jacques Toubon, wollte die Wogen dadurch glätten, indem er
die Tragweite des Textes reduzierte, der seiner Ansicht nach nicht geeignet sei,
das Funktionieren der Gemeinschaft zu verändern. Er regte einen Kompromiß in
der Form eines Zusatzantrages an. Die Geschäftsordnung der Nationalversamm-
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lung läßt aber bei Vorlagen von Ratifikationsgesetzen keine Zusatzanträge zu, da
die französische Regierung nicht die Neuverhandlung eines bereits unterzeichne-
ten Textes verlangen kann. Da Michel Debre und Jean Foyer aber bei ihren Posi-
tionen blieben, strebte Jacques Chirac eine „interpretierende Erklärung" an.
Aber das Zentrum weigerte sich, diese Operation zu unterstützen, es wollte nur
über den Text der EEA abstimmen. Ein letzter Einigungsversuch zwischen Jac-
ques Chirac auf der einen Seite, Michel Debre und Jean Foyer auf der anderen
Seite fand im Zug statt, der die gaullistischen Abgeordneten zur jährlichen Pil-
gerfahrt nach Colombey-les-deux-Eglises an das Grab General de Gaulies brach-
te. Die „Hardliner" stimmten schließlich zu, die Zusatzanträge, die sie bereits
beim Sekretariat der Nationalversammlung deponiert hatten, zurückzuziehen.

Während der Debatte in der Nacht vom 20. auf den 21. November bekräftigte
Jacques Chirac die Entschlossenheit der Regierung, so zu verfahren, daß
„Frankreich fortfährt, wie es das in der Vergangenheit getan hat, aktiv an einer
Bewegung zu partizipieren, die sowohl vom Herzen als auch vom Verstand be-
stimmt wird, an der Schaffung Europas7". Die Interessen Frankreichs seien „in
keiner Weise unvereinbar" mit dem Fortschritt in Europa. Gleichzeitig betonte
er aber, daß der „Luxemburger Kompromiß" von 1966 von der Einheitlichen
Europäischen Akte nicht berührt werde. Der sozialistische Vorsitzende des aus-
wärtigen Ausschusses und ehemalige Außenminister Roland Dumas stellte den-
noch die Frage nach der europäischen Entschlossenheit des Premierministers und
bedauerte das Fehlen europapolitischer Initiativen seit sechs Monaten. Valery
Giscard d'Estaing unterstrich als Sprecher der UDF, daß die EEA ein notwendi-
ger Text sei, man aber weiter gehen müsse, insbesondere indem man Europa da-
durch ein Gesicht gibt, daß für den Europäischen Rat ein ständiger Präsident ge-
wählt werde.

Der Abgeordnete Maxime Gremetz (PC) erläuterte die ablehnende Haltung
der Kommunisten. Seiner Ansicht nach trägt die EEA zur Entwicklung „eines
Liberalismus (bei), die nichts weiter als die Maske des alten Kapitalismus ist".
Bruno Magret (Nationale Front) sprach sich für Europa aus, wenn ihn die Ent-
wicklung der Gemeinschaft auch enttäusche. Michel Debre (RPR) bekräftigte
seine Gegnerschaft gegenüber der EEA. Sie sei ein fehlerhafter Text, voll von
Widersprüchen, gefährlich für die Souveränität und Unabhängigkeit Frank-
reichs. Beauftragt, den Standpunkt der RPR zu verteidigen, verbarg Jean de
Gaulle, Enkel von General Charles de Gaulle, nicht, daß diese Debatte ihm
„Gewissensprobleme" schaffe, da die Einheitliche Europäische Akte nichts Be-
geisterndes enthalte; er habe aber Vertrauen in Jacques Chirac, der sich jeder
Übertragung von Souveränitätsrechten widersetzen werde.

Die Gesetzesvorlage wurde schließlich mit großer Mehrheit mit 498 Stimmen
(PS, RPR, UDF) gegen 35 (PC) angenommen. Die Nationale Front enthielt sich
der Stimme genauso wie Michel Debre und einige seiner Freunde, andere waren
nicht anwesend. Die Nationalversammlung zählt insgesamt 577 Abgeordnete8.
Trotz der Hintergedanken bestimmter Politiker muß der Sieg des europäischen
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Realismus unterstrichen werden. Die Fraktionen der Sozialisten und der UDF
haben geschlossen für die Unterzeichnung gestimmt. Als sich die Parteien noch
über die EEA stritten, mußte Jacques Chirac einen Konflikt entschärfen, der
durch den Abgeordneten von Aveyron, Jacques Godfrain (RPR) hervorgerufen
worden war, der zusammen mit einigen seiner politischen Freunde entschlossen
war, die Bedingungen des Beitritts von Spanien und Portugal zur Gemeinschaft
einer erneuten Überprüfung zu unterziehen9. Ohne die Mitgliedschaft grundsätz-
lich in Frage zu stellen, wollte er die Einsetzung einer parlamentarischen Unter-
suchungskommission vorschlagen, die eine Revision bestimmter Modalitäten der
Zugehörigkeit vorbereiten sollte. Am 12. November gelang es der RPR sogar,
diese Frage auf die Tagesordnung für den 26. November zu setzen. Auf dieser
Sitzung sollte bereits über die Einsetzung der Kommission abgestimmt werden.
Diese Initiative erhielt 305 Stimmen (RPR, FN, 111 von 128 UDF-Abgeordne-
ten); die sozialistischen Abgeordneten stimmten dagegen (215), die Kommuni-
sten nahmen nicht an der Abstimmung teil. Trotz des positiven Votums wandte
sich die UDF gegen die Initiativen der RPR, die sie als „antieuropäisch" be-
zeichnete. Um einen neuen Konflikt zwischen den Mehrheitsparteien zu vermei-
den, verzichtete die RPR auf ihr Projekt der Parlamentskommission. Jacques
Chirac blieb aber weiterhin bei seiner Auffassung, daß die Grundsatzprobleme
des Beitritts bis zum Ende der Übergangsperiode aufgeschoben wurden, und bis
dahin eine Reihe von punktuellen Konflikten aufkommen würden.

Die Unzufriedenheit der Bauern flackerte nach dem europäischen Überein-
kommen über Milch und Rindfleisch vom 17. Dezember 1986 wieder auf. Bei
dieser Gelegenheit stellte Francois Guillaume seinen Sinn für Realismus unter
Beweis, der sich von den Illusionen abhob, die er den Bauern gemacht hatte, als
er Präsident des Bauernverbandes war. Am 18. Dezember kündigte Jacques Chi-
rac eine Hilfe von 2 Milliarden Francs für die Landwirte an, worüber wiederum
ein innenpolitischer Streit ausbrach.

Ein Präsident für Europa?

Unter den neuen Ideen hat die Erklärung Valery Giscard d'Estaings zugunsten
eines ständigen Präsidenten für die Europäische Gemeinschaft, der künftig in all-
gemeinen Wahlen gewählt werden solle, die Aufmerksamkeit auf sich gezogen10.
Laurent Fabius hat sich ebenfalls in diesem Sinne ausgesprochen. In der moder-
nen Welt der Medien müsse sich die Politik durch Personalisierung darstellen.
Europa glänze hier durch Abwesenheit, weshalb Valery Giscard d'Estaing von
einem „schwarzen Loch in der Galaxie der Weltmächte" sprach. Nach Ansicht
des ehemaligen Staatspräsidenten muß Frankreich die historische Chance nut-
zen, das einzige Land zu sein, daß im Moment in der Lage ist, die Führung Euro-
pas zu übernehmen, da Großbritannien nicht an Europa glaube und auf Deutsch-
land noch der Schatten der Vergangenheit laste. Valery Giscard d'Estaing und
sein Freund Helmut Schmidt sind übereingekommen, ein Komitee für eine Wäh-
rungsunion zu schaffen, um Fortschritte im Europäischen Währungssystem zu er-
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reichen. Alt-Bundeskanzler Schmidt hat sich seinerseits bei verschiedenen Gele-
genheiten, insbesondere in der Zeitung „Die Zeit", für eine französische Füh-
rung in Europa ausgesprochen, um die währungs- und verteidigungspolitische In-
tegration voranzutreiben11.

In diesem Sinne sprach sich auch Jacques Chirac am 2. Dezember in der ersten
Rede eines Regierungschefs vor der Parlamentarischen Versammlung der West-
europäischen Union seit 1962 aus12. Er stellte fest, daß die Länder der Gemein-
schaft noch nicht in der Lage seien, sich eine gemeinsame Verteidigung vorzu-
stellen und schlug deshalb als ersten akzeptablen Schritt für die sieben Mitglied-
staaten der WEU und die beiden Beitrittskandidaten Spanien und Portugal eine
„Charta der Prinzipien der Sicherheit Westeuropas" vor. Dieses könnte dem ge-
meinsamen Bewußtsein der Europäer für die Belange, die ihre Verteidigung be-
treffen, eine neue Reichweite geben. Sie hätte einen dreifachen Vorteil: die Eu-
ropäer würden mit einer Stimme innerhalb der NATO sprechen, die Amerikaner
könnten sich auf eine gemeinsame Haltung der Europäer in den Verhandlungen
mit Moskau stützen und Moskau müßte sich der europäischen Realität bewußter
werden. Mit Hinweis auf die Hoffnungen und Beunruhigungen, die das Gipfel-
treffen in Reykjavik auslösten, meinte Jacques Chirac, daß die Europäer darun-
ter leiden, daß grundlegende Entscheidungen über seine Sicherheit gefällt wür-
den, ohne daß sie selbst dabei ein Wort mitzureden hätten13. Indem es seinen
Verteidigungshaushalt 1987 um 6,85% anhob und ein neues Gesetz zur Rü-
stungsplanung verabschiedete, hat Frankreich gezeigt, daß es sich die Mittel ver-
schaffen will, um seine Verteidigung zu gewährleisten.

Die wirtschaftliche Entwicklung veranlaßte immer mehr Franzosen sich zu fra-
gen, inwieweit ihr Land in der Lage ist, seinen Rang in Europa, vor allem gegen-
über dem mächtigen deutschen Partner, zu behaupten. Zwar konnte die französi-
sche Handelsbilanz 1986 in den wichtigsten Bereichen eine Verbesserung ver-
zeichnen und die Währungsreserven Frankreichs sich im gleichen Zeitraum dank
eines beachtlichen Rückgangs der Verschuldung deutlich erhöhten. Die französi-
schen Unternehmen haben auf den internationalen Märkten mehr eingenommen
als ausgegeben. Das hatte es seit 1974 nicht mehr gegeben. Dennoch ist diese
Entwicklung nicht befriedigend. Frankreich hat erheblich weniger als seine wich-
tigsten Partner vom Rückgang der Erdölpreise profitiert. Die Verbesserung der
Handelsbilanz war 1986 in Frankreich schwächer als in Italien und der Bundesre-
publik. Die Überschüsse im Handel mit Industrieprodukten, die 1982 bis 1984
stark angewachsen waren, sinken wieder seit 1985. Diese negative Entwicklung
ist auf das Konjunkturgefälle zwischen Frankreich und seinen wichtigsten Part-
nern, die schlechte Wettbewerbsfähigkeit der französischen Unternehmen und
die geographische Verteilung der Exporte (ein zu großer Teil geht in die OPEC-
Staaten und die Länder der Dritten Welt, die von der Krise am meisten betroffen
sind) zurückzuführen. Die Schwächen im Produktionsbereich sind auf den Still-
stand der produktiven Investitionen zwischen 1973 und 1984 sowie auf die unge-
nügenden und unzureichenden Produktionskapazitäten zurückzuführen. Abge-
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sehen von den Erlösen aus dem Export des Airbus und von Waffen, war die Han-
delsbilanz im Bereich der Industriegüter negativ. Diese neue Daten erleichtern
nicht die Zusammenarbeit zwischen Frankreich und seinen europäischen Part-
nern.

Das Fehlen von europäischen Initiativen von französischer Seite im Jahr 1986
führt zu einem Klima der Resignation und der Ohnmacht. In Anbetracht der mä-
ßigen Ergebnisse des Europäischen Rates in London Anfang Dezember fragte
sich der ehemalige Außenminister Jean Francois-Poncet, ob die Ruhe der Zwölf
nicht etwas Unnatürliches an sich habe14. „Die bevorstehenden Wahltermine in
Deutschland und Großbritannien sowie die Einschränkungen durch die Cohabi-
tation in Frankreich ließen es den wichtigsten Teilnehmern des Londoner Gipfels
wünschenswert erscheinen, die Harmonie der Diskussion nicht zu stören. Wir ha-
ben also einen ruhigen Europäischen Rat". An offenen Fragen bestand dennoch
kein Mangel: Binnenmarkt, Arbeitslosigkeit, Asylanten, Drogen, die Konse-
quenzen von Reykjavik, die Lage in den Vereinigten Staaten, die Krise in der Fi-
nanzierung der Gemeinschaft zeichnet sich am Horizont ab. Man versteht, daß es
die Verantwortlichen nicht eilig haben, ein solches Problempaket anzupacken.
Man darf sich keine Illusionen hingeben: der Scheinerfolg des Gipfels von Lon-
don kann einen Aufschub gewähren, er kann keine Veränderung bewirken.

Francois Mitterrand ließ sich jedoch nicht von den scheinbar unüberwindlichen
Schwierigkeiten der Europäischen Gemeinschaft entmutigen. Ende Dezember
hielt er aus Anlaß der Eröffnung eines Autobahnteilstücks ein schwungvolles
Plädoyer für eine Raumordnungs- und Umweltpolitik, um die Einheit Europas
voranzubringen. Europa werde vor allem auf der Grundlage großer Projekte er-
baut werden. Frankreich habe das Glück, geographisch das Verbindungsstück
zwischen mehreren Ländern zu sein. „Dies ist einer der wichtigsten Gründe,
warum ich die Erweiterung gewollt habe"15.

Die Cohabitation hat der Europapolitik Frankreichs nicht geschadet; sie war
aber auch kein Faktor zusätzlichen Engagements für die Gemeinschaft. Die Vor-
behalte gegenüber der Supranationalität und dem erweiterten Europa waren
deutlich vorauszusehen. Die Konzentration auf die Innenpolitik hat mit dazu bei-
getragen, den Akzent in der Außenpolitik mehr auf die Kontinuität als auf den
Wechsel zu legen, nicht zuletzt um weitere Spannungen zwischen dem Staatsprä-
sidenten und seinem Premierminister zu vermeiden.

Anmerkungen

1 Vgl. die entsprechenden Dossiers in Doku-
mente, Cohabitation - ein neues Gefühl
(1986/3), Halbzeit der Cohabitation (1987/1).

2 Lettre de Matignon, Nr. 185, 1986, S. 21-22.
3 Le renouveau. Pacte RPR pour la France,

Paris, RPR, o. J. S. 105-106.
4 Plate-forme pour gouverner ensemble, Paris,

RPR/UDF, 16. 1. 1986, S. 16-17 und 24. Für

eine Bilanz des Themas Außenpolitik im
Wahlkampf vgl. Le Monde, 23.-24. 3. 1986.

5. Liste der neuen Regierung Chirac in Le
Monde 22. 3. 1986.

6 Journal officiel v. 10. 4. 1986 sowie Le
Monde v. 11. 4. 1986; beide geben die ge-
samte Regierungserklärung wieder.
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Frankreich

7 Le Monde v. 22. 11. 1986. Nach der in Le Fi-
garo (31. 12. 1986) veröffentlichten Mei-
nungsumfrage über die zentralen Ereignisse
der Weltpolitik 1986 plazierten die Franzosen
die Unterzeichnung der Einheitlichen Euro-
päischen Akte an achter und letzter Position
(kurioser Weise zusammen mit dem Treffen
Gorbatschow-Reagan in Reykjavik).

8 Für die genaue Abstimmung vgl. Le Monde
v. 22. 11. 1986.

9 La Croix v. 14. und 20. 11. 1986.
10 La Croix v. 22. 11. 1986.
11 Le Figaro v. 22. 11. 1986.
12 La Croix v. 4. 12. 1986.
13 La Croix v. 4. 12. 1986.
14 Le Figaro v. 6. 12. 1986, vgl. auch vom glei-

chen Verfasser Leitartikel v. 30. 12. 1986
„L'annee de l'Europe?"

15 La Croix v. 20. 12. 1986.
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